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Videokonferenzen im Familienrecht – 
Möglichkeiten, Grenzen, offene Fragen 

Andreas Frank 

1 Einleitung 

Als sich im Frühjahr 2020 das Sars-CoV2-Virus in Deutschland zunehmend auszu-
breiten begann, stellte das auch die Justiz vor völlig neue Herausforderungen. Einer-
seits durften Gerichte nicht zum Treiber der Pandemie werden, auch mussten Recht-
suchende und Beschäftigte gleichermaßen vor der Ansteckung geschützt werden. 
Andererseits wurde schnell deutlich, dass die dritte Gewalt nicht beliebig „herunter-
gefahren“ werden darf, da sie dafür sowohl gesellschaftlich als auch volkswirtschaft-
lich zu bedeutend ist. Neue Formen der Rechtsgewährung mussten gefunden wer-
den, um diesen Spagat zu bewältigen. Schnell geriet dabei die Möglichkeit der Ge-
richtsverhandlung per Videokonferenz in den Blickpunkt, die bis dahin u.a. in 
§§ 128a ZPO, 32 Abs. 3 FamFG einen langen Dornröschenschlaf gehalten hatte.
Gegen diese Art der Verhandlung bestanden von Anfang an Bedenken, wie sie für
die traditionsbewusste Justiz nicht untypisch sind. Ein großes Hindernis bildete auch
die damalige technische Ausstattung der Gerichte, mit der eine zufriedenstellende
Verhandlung auf diesem Weg nur unzureichend möglich war.

Andererseits bietet die Möglichkeit einer rein digitalen oder hybriden Verhand-
lung über den Infektionsschutz in Zeiten der epidemischen Lage nationaler Trag-
weite hinaus weitere Vorteile: Sie erspart z.B. Reisekosten und -zeiten sowie den 
aufwändigen Versand von Gerichtsakten für Rechtshilfeersuchen, verschafft dem 
erkennenden Gericht einen besseren persönlichen Eindruck von den teilnehmenden 
Personen als die Anhörung/Vernehmung durch einen ersuchten Richter und kann 
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in Fällen der Bedrohung eines Beteiligten einen Beitrag zu seinem Schutz vor Über-
griffen bieten. Perspektivisch ermöglicht sie völlig neue Formen von Gerichtsver-
fahren.1 Diesen Vorteilen stehen derzeit noch Hindernisse gegenüber, die zum Teil 
durch bessere Technik und schlichte Übung behoben werden können, zum Teil aber 
auch auf ungeklärte Rechtsfragen zurückgehen. In die erste Kategorie fallen Berüh-
rungsängste, die sowohl in der Richterschaft als auch bei den Verfahrensbeteiligten 
festzustellen sind. Auch ist den eher skeptischen Literaturstimmen darin zuzustim-
men, dass einerseits die Technik der Videoverhandlung auch im Jahr 2021 noch ver-
besserungswürdig und kein „Allheilmittel“ ist und sich die juristischen Professionen 
andererseits noch an diese Art der Verhandlung werden gewöhnen müssen, wenn 
sie sich ihren Platz im juristischen Alltag erobern soll. Dennoch wirkt die vorge-
brachte Kritik teilweise überholt, etwa wenn ein Beitrag aus dem Jahr 2020 ausführ-
lich die Nachteile der Videokonferenz darstellt und dafür maßgeblich eine im Jahr 
2012 fertiggestellte Dissertation als Quelle heranzieht.2 In den seither vergangenen 
Zeitraum fiel nicht nur eine bedeutende technische Entwicklung, sondern – gerade 
im letzten Jahr – auch eine deutliche Verbreitung von und damit einhergehende Ge-
wöhnung an Videokonferenzen in zahlreichen Lebenssituationen. Beide Aspekte 
und weitere Modernisierungsschritte wie die anstehende flächendeckende Einfüh-
rung elektronischer Gerichtsakten lassen erwarten, dass die Verhandlung per Bild- 
und Tonübertragung in den kommenden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen 
wird. Einige rechtliche Fragen in diesem Zusammenhang werden im Folgenden er-
örtert. 

2 Anwendungsbereich der Videoverhandlung 

2.1 Güteverhandlung und mündliche Verhandlung 

Eine bislang umstrittene Frage hat der Gesetzgeber mit Wirkung zum 01.01.2022 
geklärt: § 128a ZPO gilt nicht nur für die mündliche Verhandlung im eigentlichen 
Sinne, sondern aufgrund der in § 278 Abs. 2 S. 4 ZPO neu eingefügten Verweisung 
auf § 128a ZPO3 auch für die Güteverhandlung.4 Das wurde auch – zu Recht – für 
die bisherige Fassung der Norm vertreten, war aber umstritten.5 In Ehesachen i.S.v. 
§ 111 Nr. 1 FamFG und Familienstreitsachen i.S.v. § 112 FamFG ist § 128a ZPO

1 S. dazu das Diskussionspapier der Arbeitsgruppe „Modernisierung des Zivilprozesses“, 
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuern-
berg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf (Stand: 29.12.2021). 
2 Greger, MDR 2020, 957, 958. 
3 Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Änderung weite-
rer Vorschriften v. 5.10.2021, BGBl. I 2021 S. 4607, 4609. 
4 Zöller/Greger, § 128a ZPO Rn. 2. 
5 Dafür z.B. Lorenz, MDR 2016, 956, 957; Frank, FuR 2020, 331, 334; a.A. Zöller/Greger, § 128a ZPO 
Rn. 2. 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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aufgrund der Verweisung in § 113 Abs. 1 FamFG stets anwendbar,6 so dass das 
Gericht in diesen Verfahren grundsätzlich per Videokonferenz verhandeln kann. 
Wenn sich ein Teilnehmer der Verhandlung im Ausland aufhält, ist allerdings 
§ 363 ZPO zu beachten, so dass eine Videoverhandlung dann nur nach den Regeln 
des Völkerrechts, insbesondere der EG-BeweisVO, in Betracht kommen wird.7 

2.2 Persönliche Anhörung 

Von zentraler Bedeutung für den möglichen Einsatz von Videokonferenzen im fa-
miliengerichtlichen Verfahren ist die Frage, ob auf diesem Wege eine „persönliche 
Anhörung“ erfolgen kann. Verneint man das, kann das Gericht so weder die Anhö-
rung zu den Scheidungsvoraussetzungen in Ehesachen durchführen noch diesen 
Weg der Kommunikation in denjenigen Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
einsetzen, die eine persönliche Anhörung erfordern (z.B. Kindschaftssachen, Ge-
waltschutzsachen etc.).  

§ 34 FamFG setzt die persönliche Anhörung begrifflich voraus, ohne sie zu de-
finieren oder Hinweise auf mögliche Voraussetzungen zu geben; abgegrenzt wird sie 
in erster Linie von der schriftlichen Anhörung,8 und auch eine telefonische Anhö-
rung wird zu Recht nicht als „persönlich“ angesehen.9 Bei der Auslegung des Merk-
mals „persönliche Anhörung“ ist in systematischer Hinsicht zu beachten, dass auch 
eine persönliche Anhörung grundsätzlich durch den ersuchten Richter eines anderen 
Gerichts erfolgen kann, wenn dies nicht – wie z.B. gem. § 319 Abs. 4 FamFG in 
Unterbringungsverfahren - gesetzlich ausgeschlossen ist. Die „Persönlichkeit“ der 
Anhörung schließt dagegen jedenfalls in Kindschaftssachen nach zutreffender Auf-
fassung eine Anhörung im Wege der Rechtshilfe nicht aus, 10 § 128 Abs. 3 FamFG 
sieht sie für Ehesachen sogar ausdrücklich vor. Bei der Anhörung durch das ersuchte 
Gericht erlangt das erkennende Gericht aber überhaupt keinen eigenen Eindruck 
von der angehörten Person, so dass die Anhörung nach § 128a ZPO der verfahrens-
rechtlichen Unmittelbarkeit wesentlich besser dient als der herkömmliche Weg. All-
gemein wird man folglich sagen können, dass in allen Verfahren, in denen eine An-
hörung im Wege der Rechtshilfe prinzipiell zulässig ist, auch eine Anhörung per 
Bild- und Tonübertragung in Betracht gezogen werden kann. Erst recht gilt das in 
allen Fällen, in denen eine schriftliche Anhörung ausreicht.11 

Zu Recht hat das AG Darmstadt für Ehesachen dementsprechend schon früh 
entschieden, dass die Anhörung der Ehegatten zu den Scheidungsvoraussetzungen 

                                                      
6 Vgl. Windau, AnwBl. 2021, 26, 27. 
7 Ausführlich dazu Frank, FuR 2020, 331, 333; weitergehend Windau, NJW 2020, 2753, 2754. 
8 Keidel/Meyer-Holz, § 34 FamFG Rn. 19. 
9 BGH, FamRZ 2021, 142. 
10 Musielak/Borth/Grandel, § 34 FamFG Rn. 5. 
11 Lorenz, MDR 2016, 956, 959. 
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im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen kann.12 Das Gericht führt überzeu-
gend aus: „Entscheidend ist, dass sich durch die Anhörung der Sachverhalt aufklärt, die persön-
liche Sichtweise der Ehegatten geäußert werden kann und das Gericht einen persönlichen Eindruck 
von den Ehegatten bekommt; letzteres vor allem auch bzgl. der Verhandlungsfähigkeit (…). Die 
moderne Videokonferenztechnik lässt ein unmittelbares Gegenüber zu und ist daher geeignet, die 
Ziele des § 128 FamFG – die genauere und umfassendere Sachverhaltsaufklärung (…) zu errei-
chen. Das regelmäßig von einer Videokonferenzanlage übertragene Bild entspricht etwa der Lebens-
situation, wie sie in einem Sitzungssaal mit einem in wenigen Metern Entfernung an einem Zeu-
gentisch sitzenden Anzuhörenden entsteht. Der Stand der heutigen Technik ermöglicht einen un-
mittelbaren Eindruck des Betroffenen. So werden insbesondere Verhalten, Auftreten, Mimik und 
Körpersprache des Gegenübers direkt übermittelt. Es entsteht durch das jeweilige Bild des Gegen-
übers nicht der Eindruck, „gegen eine Wand zu reden“; die Übertragung macht deutlich, dass das 
Gegenüber real existiert (…). Dem Gericht ist es schließlich mit Hilfe der Videokonferenztechnik 
möglich, die Tragweite des Eheverfahrens deutlich zu machen und gleichwohl die Chancen für eine 
eventuelle Versöhnung, für eine Eheberatung oder für eine Mediation zu eruieren. Darüber hinaus 
haben die Ehegatten die unmittelbare Gelegenheit zur persönlichen Äußerung.“ 

Dem ist in jeder Hinsicht zuzustimmen,13 zumal gegenüber dem der Entschei-
dung zugrunde liegenden Stand der Technik gerade in den letzten beiden Jahren ein 
erheblicher Fortschritt zu verzeichnen ist. So wurden in Niedersachsen sämtliche 
128 Gerichte mit mindestens einem Sitzungssaal mit spezieller Konferenztechnik 
ausgestattet,14 also zumindest einer schwenkbaren Raumkamera, einer Weitwinkel-
kamera zur Erfassung der Richterbank, einer Dokumentenkamera, zwei Großbild-
schirmen, einem Monitor für das Gericht und mehreren Raummikrofonen. Der Ein-
druck, den das Gericht sich mit technischen Hilfsmitteln von den angehörten Per-
sonen verschaffen kann, ist also bereits jetzt deutlich besser als in der Vergangenheit, 
und wird sich in Zukunft noch mehr der Anhörung bei physischer Anwesenheit 
annähern. 

Dodegge lehnt die Möglichkeit einer persönlichen Anhörung per Bild- und Ton-
übertragung dagegen kategorisch ab15 und beruft sich dafür auf die Rechtsprechung 
des BVerfG.16 In der zitierten Entscheidung findet seine Auffassung aber in ihrer 
Pauschalität keine Stütze. Zwar geht das BVerfG in den Entscheidungsgründen da-
von aus, dass in Betreuungs- und Unterbringungssachen eine persönliche Anhörung 
im Angesicht der betroffenen Person grundsätzlich unverzichtbar ist. Weder hat das 
BVerfG diese allerdings in der von Dodegge zitierten Weise definiert, noch lässt die 
Entscheidung den Schluss zu, dass jede persönliche Anhörung, also auch eine solche 
außerhalb des Betreuungsrechts, im Angesicht der angehörten Person erfolgen 

12 AG Darmstadt, FamRZ 2015, 271 m. zust. Anm. Viefhues. 
13 So auch Viefhues, (Fn. 12); Majer, CoVuR 2021, 11, 13. 
14 https://www.mj.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/videoverhandlungen-
flachendeckend-moglich-205670.html (Stand: 28.12.2021). 
15 Dodegge, BtPrax 2020, 79, 80. 
16 BVerfG, NJW 2016, 2559, Rn. 14. 

https://www.mj.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/videoverhandlungen-flachendeckend-moglich-205670.html
https://www.mj.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/videoverhandlungen-flachendeckend-moglich-205670.html
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müsste. Schon dass eine Anhörung per Bild- und Tonübertragung nicht „im Ange-
sicht des Betroffenen“ erfolge, ist der Entscheidung nicht zu entnehmen. Dodegge 
meint, eine Anhörung im Angesicht erfordere „die Möglichkeit, die Anhörung im 
Angesicht, also unter sinnlicher Wahrnehmung (unmittelbares Hören, Sehen, Rie-
chen, zwischenmenschliche Schwingungen), vorzunehmen und sich den persönli-
chen Eindruck vom Betroffenen zu machen“17. Dem ist nicht zu folgen, denn ein 
Gespräch „im Angesicht“ setzt begrifflich lediglich wechselseitigen Blickkontakt vo-
raus,18 der auch bei einer Videoanhörung besteht. Dass eine persönliche Anhörung 
nur bei gleichzeitiger physischer Anwesenheit der anhörenden und der angehörten 
Person(-en) im selben Raum und ohne jegliche Abtrennung zwischen ihnen erfolgen 
könnte, entspräche auch nicht Sinn und Zweck des Gesetzes. Es würde wohl nie-
mand bezweifeln, dass eine persönliche Anhörung z.B. auf der Infektionsschutzsta-
tion eines Krankenhauses durch eine Glasscheibe, einen Schutzanzug etc. hindurch 
erfolgen kann, ggfs. auch akustisch vermittelt durch eine Gegensprechanlage. Wa-
rum soll dann aber ein ausreichender persönlicher Eindruck nicht grundsätzlich 
auch gewonnen werden können, wenn die Sinneseindrücke dem Gericht mit tech-
nischen Hilfsmitteln vermittelt werden? Soll ein Richter mit eingeschränktem Hör-
vermögen z.B. kein Hörgerät benutzen dürfen, um die angehörte Person akustisch 
zu verstehen? Und wenn doch: worin liegt der prinzipielle Unterschied zu einer akus-
tischen Übertragung über Mikrofon und Kopfhörer?  

Auch sind die Wertungen des Betreuungsrechts nicht allgemein auf Familienver-
fahren übertragbar. Für die persönliche Anhörung in Betreuungs- und Unterbrin-
gungssachen gelten besondere Voraussetzungen, so dass diese idR mit einer unmit-
telbaren visuellen und akustischen Wahrnehmung des Betroffenen einhergehen 
muss19 und das Gericht sich gem. § 319 Abs. 1 S. 2 FamFG den persönlichen Ein-
druck, soweit erforderlich, in der üblichen Umgebung des Betroffenen zu verschaf-
fen hat. So bestimmt § 278 Abs. 3 FamFG, dass das Gericht den Betroffenen vor 
Anordnung einer Betreuung persönlich anhören (S. 1) und sich einen persönlichen 
Eindruck von ihm verschaffen soll (S. 2), und zwar ggfs. in seiner üblichen Umge-
bung (S. 3). Das steht nach § 278 Abs. 3 FamFG einer Anhörung im Wege der 
Rechtshilfe nicht entgegen, wenn das Gericht zur Entscheidung einen eigenen Ein-
druck von dem Betroffenen benötigt. Hier differenziert das Gesetz also a) zwischen 
einem eigenen und einem persönlichen Eindruck, b) zwischen der persönlichen An-
hörung und der Verschaffung eines persönlichen Eindrucks und c) zwischen der 
Anhörung in Person und in der üblichen Umgebung. Eine ähnliche Unterscheidung 
findet sich seit kurzem in § 159 Abs. 1 FamFG, der dem Gericht in Kindschaftssa-
chen einerseits die persönliche Anhörung und andererseits die Verschaffung eines 
persönlichen Eindrucks vorschreibt. Im Umkehrschluss bedeutet das, dass an eine 
persönliche Anhörung nicht stets dieselben Anforderungen zu stellen sind wie an 

                                                      
17 Dodegge, BtPrax 2020, 79, 80; für Betreuungssachen ebenso Grotkopp, FamRZ 2021, 141, 142. 
18 https://de.wiktionary.org/wiki/Angesicht (Stand: 29.12.2021): „direkte Sichtverbindung“. 
19 Grotkopp, FamRZ 2021, 141, 142 m.w.N. 

https://de.wiktionary.org/wiki/Angesicht


30 Andreas Frank 

die Verschaffung eines persönlichen Eindrucks, die nach BGH – wiederum für Be-
treuungssachen entschieden – in der Regel nur durch unmittelbare Kontaktauf-
nahme mit dem Betroffenen gelingen kann.20 Für das Verfahren in Familiensachen 
ergibt sich daraus, dass es dem Ermessen des Gerichts unterliegt, welche persönli-
chen Eindrücke es für seine Entscheidung benötigt. Es kann dabei, von Fällen be-
sonderer Dringlichkeit abgesehen, kaum schaden, mit einer Videoanhörung zu be-
ginnen und für den Fall, dass der daraus gewonnene Eindruck nicht zur Entschei-
dungsfindung ausreicht, eine spätere direkte Anhörung anzuschließen. 

Auch ein Hinweis des BGH21 auf eine – letztlich nicht erfolgreiche – Gesetzes-
initiative der Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Hessen und Niedersachsen, wo-
nach „die Anhörung und Einholung eines persönlichen Eindrucks nicht persönlich 
erfolgen muss, wenn eine Gefährdung im Einzelfall nicht hinreichend ausgeschlos-
sen werden kann“ und dann „eine Bild-Ton-Übertragung zulässig sein“ und „nach 
Beendigung der epidemischen Lage (…) die persönliche Anhörung unverzüglich 
nachzuholen sein“ sollte, sollte aus den vorstehenden Gründen nicht dahingehend 
verstanden werden, dass eine Anhörung per Videokonferenz nicht „persönlich“ ist. 
Das gilt umso mehr, weil im entschiedenen Fall eine solche Anhörung überhaupt 
nicht durchgeführt worden war. 

Im Ergebnis ist der Ansicht, eine persönliche Anhörung könne nicht per Bild- 
und Tonübertragung stattfinden, in dieser Pauschalität zu widersprechen. Ebenso 
falsch wäre aber die Annahme, diese Art der Anhörung eigne sich für jede erdenkli-
che Verfahrenssituation. Vielmehr muss es bei der bereits an anderer Stelle22 heraus-
gearbeiteten Aussage bleiben, dass es für die Eignung einer Sache für die Verhand-
lung per Videokonferenz auf die Umstände des Einzelfalls ankommt. 

2.3 Anhörung und Vernehmung von Beteiligten 

Nicht überzeugen kann auch die Auffassung, eine Verhandlung nach § 128a ZPO 
verbiete sich für einen Beteiligten, dessen persönliches Erscheinen das Gericht gem. 
§ 141 Abs. 1 S. 1 ZPO für geboten halte.23 Das persönliche Erscheinen dient in
diesen Fällen der Aufklärung von Lücken im Sachvortrag eines Beteiligten im un-
mittelbaren Gespräch mit diesem. 24 Weshalb das nicht per Bild- und Tonübertra-
gung erreichbar sein soll, erschließt sich nicht.25 Sollte die persönliche Anhörung,
die selbst nicht der Beweisaufnahme dient,26 in eine Beteiligtenvernehmung überge-
hen, gilt das zuvor für die persönliche Anhörung Gesagte: das erkennende Gericht

20 BGH, FamRZ 2016, 2093 Rn. 14. 
21 BGH, NJW 2021, 71 Rn. 24 = FamRZ 2021, 138 (m. Anm. Grotkopp). 
22 Frank, FuR 2020, 331 ff. 
23 So Zöller/Greger, § 128a ZPO Rn. 3. 
24 Zöller/Greger, § 141 ZPO Rn. 1. 
25 Wie hier Windau, AnwBl. 2021, 26, der zutreffend darauf hinweist, dass das Gericht die Beteiligten 
„anhören“ und nicht „anfassen“ soll. 
26 Zöller/Greger, § 141 ZPO Rn. 1. 
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muss nach eigenem Ermessen entscheiden, ob die per Kamera und Mikrofon über-
mittelten Eindrücke zur Überzeugungsbildung im jeweiligen Fall ausreichen; ist das 
der Fall, spricht nichts gegen eine Anhörung und Vernehmung der Person auf die-
sem Weg.27  

3 Durchführung der Videoverhandlung 

3.1 Gefahr von Aufzeichnungen 

§ 128a Abs. 3 S. 1 ZPO bestimmt, dass die Verhandlung per Videokonferenz nicht 
aufgezeichnet wird. Die Bedeutung der Norm ist umstritten: Während nach einer 
Auffassung das Gericht die Verhandlung aufzeichnen darf, es aber nicht muss,28 
wird zum Teil vertreten, das Gericht müsse die Aufzeichnung wirksam unterbin-
den.29 Letzteres ist schon technisch nicht umsetzbar, da es immer Wege geben wird, 
eine Videoübertragung aufzunehmen, z.B. durch sog. Screen Recorder oder außer-
halb des einsehbaren Bereichs versteckte Kameras. Solange das Gericht keine be-
sonderen Anhaltspunkte für die Annahme hat, dass ein Beteiligter die Verhandlung 
unzulässiger Weise mitschneidet, muss es wie bei Präsenzverhandlungen darauf ver-
trauen dürfen, dass dies nicht geschieht, zumal jedenfalls die illegale Aufzeichnung 
des nicht öffentlich– z.B. in einer familiengerichtlichen Verhandlung - gesprochenen 
Wortes gem. § 201 StGB strafbar ist. Um das Risiko einer unerlaubten Video- oder 
Audioaufnahme zu minimieren, sollte aber jedenfalls eine Software zum Einsatz 
kommen, die den Teilnehmenden eine solche nicht ermöglicht. Außerdem sollte das 
Gericht auf die Strafbarkeit gem. § 201 StGB hinweisen und etwaige Verstöße kon-
sequent zur Anzeige bringen. Und allgemein gilt: in besonders heiklen Fällen, insbe-
sondere hochkonflikthaft geführten Kindschaftsverfahren, sollte das Gericht im 
Zweifel von der Verhandlung per Videokonferenz absehen oder besondere Maß-
nahmen zur Verhinderung von Aufzeichnungen, aber auch unzulässigen Manipula-
tionen, treffen.30 
 

                                                      
27 Soweit Socha, FamRZ 2020, 731, 732, wohl der Auffassung ist, eine Beteiligtenvernehmung im 
Wege der Videokonferenz komme nicht in Betracht, dürfte das auf einem Missverständnis des von 
ihm angeführten Zitats bei Lorenz, MDR 2016, 956, 957 beruhen; dort wird lediglich zutreffend geäu-
ßert, die Beteiligtenvernehmung unterfalle nicht § 128a Abs. 1 S. 1 ZPO. Das ist richtig, ändert aber 
nichts an ihrer Zulässigkeit nach § 128a Abs. 2 ZPO. 
28 Thomas/Putzo/Seiler, § 128a ZPO Rn. 8. 
29 Socha, FamRZ 2020, 731, 732. 
30 Der Verfasser hat z.B. in einem familienrechtlichen Verfahren der Kindesmutter die Teilnahme an 
der Verhandlung im Wege der Bild- und Tonübertragung von der örtlichen Polizeiinspektion aus ge-
stattet, da ihr Aufenthaltsort anderen Verfahrensbeteiligten nicht bekannt werden sollte. Auf ähnliche 
Weise könnten z.B. Jugendämter oder Verfahrensbeistände in die Anhörung von Kindern per Bild- 
und Tonübertragung einbezogen werden, um eine Einwirkung auf sie durch Verfahrensbeteiligte zu 
unterbinden. 
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3.2 Der „andere Ort“ und die Frage der Säumnis 

Umstritten ist, an welchem „anderen Ort“ i.S.v. § 128a Abs. 1 ZPO sich ein Betei-
ligter zur Teilnahme an der mündlichen Verhandlung per Videokonferenz aufhalten 
darf. In Rechtsprechung und Literatur bildet sich eine Tendenz heraus, als anderen 
Ort jeden Ort zuzulassen, von dem aus der zugeschaltete Beteiligte in geordneter 
Weise an der Verhandlung teilnehmen kann.31 Nach h.M. muss das Gericht den „an-
deren Ort“ in der die Videoverhandlung gestattenden Entscheidung festlegen.32 
Fraglich ist allerdings, welche prozessualen Folgen es hat, wenn ein Beteiligter von 
einem anderen als dem vom Gericht bestimmten „anderen Ort“ aus an der Ver-
handlung teilnimmt. Dazu wird zum Teil vertreten, die betreffende Person sei als 
nicht erschienen zu behandeln, so dass ggfs. eine Säumnisentscheidung ergehen 
müsse, obwohl die zugeschaltete Person technisch störungsfrei mit dem Gericht und 
allen anderen Beteiligten kommunizieren kann.33 Windau schlägt demgegenüber vor, 
eine Säumnis nur anzunehmen, wenn ein Beteiligter weder im Gerichtssaal noch 
mittels technisch vermittelter Übertragung per Bild und Ton zur Sache verhandelt.34 
Aus praktischer Sicht erscheint das als überzeugend, zumal das Gericht ohnehin re-
gelmäßig nicht prüfen kann, ob es sich bei dem Übertragungsort um den zuvor ab-
gestimmten handelt. Allerdings müssen jedenfalls solche Orte als „anderer Ort“ aus-
scheiden, die ihrem Charakter nach für eine geordnete Verhandlung ungeeignet sind 
(Strand, Sportstudio, öffentliche Plätze etc.). Dem LAG Düsseldorf ist darin zuzu-
stimmen, dass das Gericht in einem solchen Fall ebenso wie bei anderen Störungen 
durch zugeschaltete Personen die Bild- und Tonübertragung abbrechen oder Ord-
nungsmittel verhängen kann.35 Denn auch wenn man davon ausgeht, dass die Sit-
zungspolizei gem. §§ 176 ff. GVG auf den Sitzungssaal beschränkt ist, ist zu berück-
sichtigen, dass der Erfolgsort einer auf diese Weise verursachten Störung der Sit-
zungssaal als eigentlicher Verhandlungsort ist. Nach höchstrichterlicher Rechtspre-
chung können sitzungspolizeiliche Maßnahmen auch auf Räume erstreckt werden, 
von denen aus Störungen der Sitzung erfolgen können;36 nichts anderes kann im 
Zeitalter der Internetkonferenz für digital zugeschaltete Personen gelten. Bricht das 
Gericht die Zuschaltung in einer solchen Situation ab, stellt sich allerdings wiederum 
die Frage, ob gegen dadurch an der Verhandlung gehinderte Beteiligte eine Ver-
säumnisentscheidung ergehen kann. Bei Präsenzverhandlungen ist eine Säumnisent-
scheidung ausgeschlossen und eine dennoch ergehende Versäumnisentscheidung 

31 LAG Düsseldorf, Urt. v. 13.01.2021 – 12 Sa 453/20, BeckRS 2021, 3353; Natter, RDi 2021, 301; 
Windau, NJW 2020, 2753, 2754; Leeb, jurisPR-ITR 8/2021 Anm, 3; ähnlich jetzt auch Zöller/Greger, 
§ 128a ZPO Rn. 4 (strenger noch die Vorauflage).
32 Reuß, JZ 2020, 1135, 1136 mwN; a.A. Windau, NJW 2020, 2753, 2755.
33 Reuß, JZ 2020, 1135, 1136 mwN.
34 Windau, AnwBl. 2021, 26, 29; LAG Düsseldorf, BeckRS 2021, 3353 spricht von einem „Verstoß 
gegen eine Ordnungsvorschrift, welche die wirksame Antragstellung unberührt lässt“. 
35 LAG Düsseldorf, Urt. v. 12.01.2021 – BeckRS 2021, 3353; MüKoZPO/Pabst, § 176 GVG Rn. 6; 
Schultzky, NJW 2003, 313, 316f; a.A. Musielak/Voit/Stadler, § 128a ZPO Rn. 2.  
36 BVerfG, NJW 1996, 310; BGH, NJW 1998, 1420. 
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ungesetzlich, wenn ein Grund zur Vertagung von Amts wegen gem. § 337 ZPO 
besteht,37 u.a. also wenn die säumige Person ohne Verschulden am Erscheinen bzw. 
der Verhandlung gehindert ist. Entsprechendes muss bei Videoverhandlungen gel-
ten. 

Anders als die Beteiligten muss sich der entscheidende Spruchkörper des Ge-
richts bei der Verhandlung grundsätzlich im Gericht selbst aufhalten,38 schon weil 
es jedem Beteiligten unbenommen bleibt, trotz Gestattung der Verhandlung im Ge-
richtssaal zu erscheinen.39 

4 Fazit 

Die Praxis hat die Videoverhandlung in den letzten Monaten als zusätzliche Option 
der Verhandlung unter erschwerten Bedingungen entdeckt. Sie ist weder eine für alle 
Verfahren und Beteiligten geeignete Universallösung, noch ist sie pauschal für die 
Verhandlung in Familiensachen ungeeignet. Wann sie das Mittel der Wahl ist, hat 
das erkennende Gericht aufgrund der Umstände des Einzelfalls nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu entscheiden. Die wenigen bisher dazu veröffentlichten Entschei-
dungen geben keinen Anlass zur Befürchtung, dass die gerichtliche Praxis dieser 
Aufgabe nicht gerecht werden könnte. 
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